
Ein Kommentar zur Förderung des Strukturwandels  
in den Braunkohlerevieren

VON DER KOHLE ZUR NACHHALTIGEN 
REGIONALENTWICKLUNG?

Seit Ende 2021 befindet sich das Kompetenzzentrum Regionalentwicklung des BBSR in Cottbus im 
Aufbau. Es soll die Transformation der Braunkohlereviere in Deutschland durch anwendungsbezo-
gene Forschung und Projekte unterstützen. Eines der neuen Referate befasst sich mit regionaler 
Strukturpolitik und Raumentwicklungsförderung. Der Kommentar greift die Themen Energiewende 
und Strukturwandel und die Beiträge des IzR-Hefts auf, um sie mit den geplanten Arbeiten zu ver-
knüpfen und Anregungen für die mit dem Strukturwandel befassten Akteure abzuleiten. Ein Ansatz 
für die Unterstützung der Regionen ist dabei das Konzept der Raumpatinnen und Raumpaten.
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Wie wichtig die Themen Energiewende und Strukturwandel 
für das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) sind, zeigt sich bereits in der Einführung zu diesem 
IzR-Heft. Der vorliegende Beitrag informiert genauer über 
die Gründung des neuen BBSR-Kompetenzzentrums Re-
gionalentwicklung in Cottbus, das den Strukturwandel im 
Kontext der Energiewende und speziell die Transformation 
der Braunkohlereviere unterstützt. Aus Sicht des im Aufbau 
befindlichen Referats „Regionale Strukturpolitik, Raument-
wicklungsförderung“ reflektieren die Autoren anschließend 

Kernaussagen dieses Hefts. Sie leiten daraus Fragen ab, die 
für die künftige Arbeit des Kompetenzzentrums bedeutsam 
sind. Antworten darauf und eine der Entwicklung der Re-
gionen förderliche, aktive Begleitung erfordern dabei eine 
inter- und transdisziplinäre Vorgehensweise mit „langem 
Atem“. Ein möglicher Weg adäquater und effektiver Unter-
stützung der vom Strukturwandel betroffenen Regionen 
kann der Ansatz der Raumpatinnen und Raumpaten sein, 
den die Autoren abschließend vorstellen.

Zur Gründung des Kompetenzzentrums Regionalentwicklung 
des BBSR

Das Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen vom 8. August 
2020 regelt nicht nur die Bereitstellung von Finanzhilfen 
für eine bessere wirtschaftliche und wirtschaftsnahe Infra-
struktur, sondern auch weitere Maßnahmen des Bundes – 
beispielsweise zur Förderung von Wissenschaft, Forschung, 
Lehre und Bildung sowie zur Unterstützung der Energiewen-
de und des Klimaschutzes. Beachtenswert ist dabei unter 
anderem das ambitionierte Ziel, bis Ende 2028 mindestens 
5.000 Arbeitsplätze in Behörden des Bundes und sonstigen 
Bundeseinrichtungen in den drei Braunkohleregionen zu 
schaffen: im Lausitzer, im Mitteldeutschen und im Rheini-
schen Revier.

Das Kompetenzzentrum Regionalentwicklung in Cottbus als 
neuer, dritter Standort des BBSR neben Bonn und Berlin ist 
eine dieser Maßnahmen zur Ansiedlung von Bundeseinrich-
tungen in den vom Strukturwandel betroffenen Regionen. 
Es unterstützt die entsprechenden Regionen künftig durch 
Forschung und Beratung, um eine vorbildhafte Transfor-
mation hin zu mehr Klimaschutz und einer modernen Wirt-
schaftsstruktur zu gestalten. Im Fokus steht dabei, positive 
Zukunftsperspektiven für die Menschen zu schaffen. Somit 
geht es letztlich darum, eine nachhaltige Raum- und Wirt-
schaftsentwicklung in den Braunkohlerevieren zu fördern.

Mit Beschluss des Bund-Länder-Koordinierungsgremiums 
vom 1. April 2021 wurde die Finanzierung des Kompe-
tenzzentrums beschlossen. Bis Ende 2022 sollen 55 Stellen 
entstehen; mittelfristig soll der Standort noch erheblich er-
weitert werden. Zunächst etabliert das BBSR die beiden Re-
ferate „Transformation“ (vgl. Einführung und den Beitrag von 
Noack in diesem Heft) und „Regionale Strukturpolitik, Raum
entwicklungsförderung“. Im Jahresverlauf 2022 folgen die 
Referate „Menschen und Regionen im Wandel – subjektive 
und objektive Indikatoren“ und „Information und Kommuni-
kation“ sowie ein Forschungsdatenzentrum. Organisatorisch 
wird das Kompetenzzentrum als neue Abteilung „Struktur-
wandel und Regionalentwicklung“ des BBSR eingerichtet.

Das Referat „Regionale Strukturpolitik, Raumentwicklungs-
förderung“ übernimmt die Aufgabe, die Braunkohlereviere 
fachlich zu begleiten und über Projekte zu unterstützen. 
Zugleich soll es die eingesetzten Instrumente zur Förderung 
der Transformation auf ihre nachhaltige Raum- und Struktur-
wirksamkeit hin untersuchen. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verfolgen damit das Ziel, Potenziale in unterschied-

Cottbus: Der Standort des neuen Kompetenzzentrums 
Regionalentwicklung des BBSR
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Implikationen der Energiewende für den  
regionalen Strukturwandel

Die Energiewende ist angesichts ihrer dringend erhofften 
und benötigten Wirkung für den Klimaschutz eine Aufgabe 
von globaler Bedeutung. Sie lässt sich aber nur durch An-
strengungen und Veränderungen in allen gesellschaftlichen 
Sektoren und Ebenen stemmen. Die ambitionierten Ziele, 
die sich Deutschland gesetzt hat, erfordern ein gesamtge-
sellschaftliches Engagement und Aktivitäten in allen Teilen 
des Landes. Die Energiewende ist somit keinesfalls ein Al-
leinstellungsmerkmal oder eine Notwendigkeit nur für ein-
zelne Regionen. Das zeigt auch dieses IzR-Heft. Gleichwohl 
vollziehen sich besonders in den bislang durch den Abbau 
und die Verstromung von Braunkohle betroffenen Regionen 
Veränderungen: Sie sind die Zentren der konventionellen 
Energieerzeugung, die in den nächsten Jahren komplett ent-
fallen soll. Sie sind damit Hotspots des Wandels – und es gilt, 
diese Chance für eine nachhaltige Transformation zu nutzen.

Die Energiewende hat damit nicht nur eine zeitliche Di-
mension, sondern ganz klar auch eine räumliche. Wie die 
verschiedenen Beiträge dieses Hefts zeigen, stellen sich 
in diesem Zusammenhang viele Fragen zum regionalen 
Strukturwandel, denen sich raumbezogene Forschung be-
reits widmet oder aber noch stärker zuwenden sollte – im 
BBSR, aber natürlich auch an Hochschulen und anderen For-
schungseinrichtungen.

Welche Rolle spielen regionale Leitbilder 
zur Steuerung der Transformation?
Die im Strukturstärkungsgesetz verankerten Leitbilder für die 
Braunkohlereviere beschreiben die Ansätze der betroffenen 
Bundesländer für eine nachhaltige Regionalentwicklung. Sie 
sind Basis für die Verwendung der Finanzhilfen des Bundes 
(vgl. StStG, § 1 Abs. 3 sowie Anlagen 1–3). Der Vergleich der 
Leitbilder zeigt deutlich, dass es den Ländern und den re-
gionalen Akteuren bei allem politischen Veränderungswillen 
noch schwerfällt, einen klaren strukturpolitischen Kurs zu 
verfolgen. Denn: Alle Reviere setzen auf vergleichbare Ziele 
und Ansätze. Dies verwundert einerseits nicht, denn sie tei-
len mit Blick auf Anlass und Orientierung der gewünschten 

Transformation eine ähnliche Ausgangsbasis mit historisch 
und strukturell bedingten Pfadabhängigkeiten. Andererseits 
ist die Konformität der Leitgedanken aber überraschend, 
unterscheiden sich die drei Regionen doch strukturell er-
heblich voneinander. Man denke an die ländlichen Räume 
der Lausitz, die einen starken Kontrast bilden gegenüber 
dem Mitteldeutschen Revier, wo auch Leipzig und Halle als 
urbane Wirtschafts- und Wissenschaftszentren verortet sind. 
Ähnliches gilt für das dichter besiedelte und von mehreren 
Großstädten direkt umgebene Rheinische Revier. 

Sicher, die Leitbilder wurden teilweise bereits durch Ent-
wicklungs- und Handlungsprogramme untersetzt und auf 
diese Weise geschärft. Ob und wie damit der Weg zu einer 
ganzheitlichen Transformation der Braunkohlreviere ge-
lingt, muss die Forschung zeigen. Die aktuelle Konformität 
in den Zieldefinitionen mag Anlass sein, um genauer nach 
der Funktion von Leitbildern für den Strukturwandel zu fra-
gen: Inwiefern braucht es diese, um Akteure und Interessen 
zusammenzuführen? Wann wäre eine größere Vielfalt von 
Ansätzen wünschenswert, um Wettbewerb innerhalb und 
zwischen den Regionen zu fördern? Auf welchen Grundla-
gen lässt sich aufbauen, denn der Strukturwandel ist keines-
wegs ein neues Thema für die Kohleregionen (vgl. Beitrag 
von Koch/Zaspel-Heisters in diesem Heft)? Wie verknüpfen 
sich die Ziele des Kohleausstiegs mit anderen Anforderun-
gen einer nachhaltigen Entwicklung unserer Gesellschaft 
(vgl. Stein/Laurent zur Verkehrswende in diesem Heft)? 

Welche Bedeutung haben die Braunkohle
regionen künftig noch als Energieregionen? 
Mit den Leitbildern des Strukturstärkungsgesetzes kommt 
zum Ausdruck, dass die drei Reviere auch künftig Energie-
regionen sein werden, freilich ohne das monostrukturelle 
Gefüge der Vergangenheit fortzusetzen. Die Energiewirt-
schaft soll weiterhin industrielle Basis der Lausitz sein, der 
Energiesektor neben der Chemieindustrie Standbein und 
strukturprägend für das Mitteldeutsche Revier bleiben, das 
Rheinische Revier zur europäischen Modellregion für Ener-

lichen Bereichen des Strukturwandels zu analysieren und in 
Wert zu setzen. Sie sollen zudem konkrete Maßnahmen und 
Instrumente ableiten und einsetzen, die zur nachhaltigen 

Entwicklung vor Ort beitragen. Darüber hinaus gibt das Re-
ferat Empfehlungen zum Strukturwandel im Sinne der Poli-
tik- und Gesellschaftsberatung.
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gieversorgungs- und Ressourcensicherheit werden (vgl. 
StStG, Anlagen 1–3). Dabei gilt es zu fragen, welche Stärken 
und Chancen, aber auch Schwächen und Risiken die Reviere 
gegenüber anderen Regionen haben, die sich ohne altindus-
triellen „Ballast“ den erneuerbaren Energien mit ihren ganz 
anderen Anforderungen der Stromerzeugung in einem stark 
dezentralisierten Gefüge widmen können. 

Der Beitrag von Gailing in dieser Ausgabe stellt heraus, dass 
die Energiewende nicht linear verläuft. Vielmehr ist sie ein-
gebettet in komplexe gesellschaftliche und räumliche Re-
alitäten, die ein Nebeneinander von „Altem“ und „Neuem“ 
aufweisen. Demnach wird es nicht die eine, sondern ganz 
unterschiedliche lokale und regionale Energiewenden ge-
ben. Dabei sind, wie die Beiträge von Bierl et al. und Ulrich 
in diesem Heft zeigen, regionale Verschiebungen von Wert-
schöpfung und Beschäftigung – und somit ein erhöhter 
Wettbewerb zwischen Regionen – nicht unwahrscheinlich. 

Die Energiewende wird Gewinner- und Verliererregionen ha-
ben. Die Braunkohlereviere haben dabei eine Ausgangsba-
sis, die sich untereinander, vor allem aber erheblich von den 
„neuen“ Energielandschaften (vgl. Beitrag von Domhardt/
Grotheer zum Rhein-Hunsrück-Kreis in diesem Heft) unter-
scheidet. Ob die Reviere auch künftig als Energieregionen 
erfolgreich sein können, hängt wesentlich davon ab, auf 
welche Weise Unternehmen und die Bevölkerung involviert 
sind und ob der Strukturwandel dabei als wirtschaftlicher 
Niedergang empfunden oder als Aufbruch begriffen wird 
(vgl. Beiträge von Cziesla et al. zur Sektorenkopplung sowie 
von Schroth/von Kietzell zum grünen Wasserstoff in diesem 
Heft). Gerade darin dürften eine große Herausforderung, 
aber ebenso erhebliche Potenziale liegen, etwa für ein posi-
tives regionales Selbstverständnis.

Warum erhält die Beschäftigung in der 
Kohlewirtschaft eine so große Aufmerk-
samkeit?
Die Beschäftigung im Zuge des Kohleausstiegs zu sichern 
und das wirtschaftliche Wachstum zu fördern, sind zentra-
le politische Ziele. Sie kommen klar durch das Strukturstär-
kungsgesetz zum Ausdruck. Wie sich Beschäftigung und 
Wertschöpfung verändern, untersuchen künftig zahlreiche 
Forschungsprojekte über längere Zeiträume hinweg. Der in 
dieser Ausgabe abgedruckte Beitrag von Ulrich weist darauf 
hin, dass bereits jetzt viele Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler in ihren Studien von einer positiven gesamt-
wirtschaftlichen Bilanz der aktiven Transformation des Ener-
giesystems ausgehen. 

Auch auf regionaler Ebene in den Revieren sind die Chan-
cen für eine vorteilhafte ökonomische Entwicklung hoch. 
Diese Einschätzung ist mit Blick auf die Entwicklungspfade 
der Regionen durchaus verständlich: Schon heute ist sowohl 
die Anzahl der Jobs in der Kohlewirtschaft als auch ihr Anteil 
an allen Arbeitsplätzen und an der Wertschöpfung der be-
troffenen Regionen eher gering. Wenn die Aufmerksamkeit 
für das Schaffen von Beschäftigungsalternativen gleichwohl 
weiterhin im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses steht, 
kommt auch das nicht von ungefähr. Die Kohlewirtschaft 
hatte in der Vergangenheit eine viel größere Bedeutung, die 
in der regionalen Wahrnehmung nachhallt und die regionale 
Identität bis heute prägt (vgl. Noack in diesem Heft). 

In den ostdeutschen Revieren kommen die negativen Er-
fahrungen mit dem Strukturbruch der 1990er-Jahre hinzu, 
obgleich dieser Schock alle ostdeutschen Regionen und alle 
Wirtschaftsbereiche betraf. Zudem geht es nicht nur um die 
Zahl der Arbeitsplätze, sondern auch um Gehaltsstrukturen. 
Gerade in der Lausitz gehören die „Kohle-Jobs“ zu den nach 
wie vor wenigen gut bezahlten Arbeitsplätzen. 

Es wird also nicht nur darauf ankommen, Beschäftigungsal-
ternativen zu finden, sondern für qualitativ hochwertige Tä-
tigkeiten mit guten Verdienstmöglichkeiten zu sorgen. Der 
letztgenannte Punkt wird auch aus anderem Grund ganz 
wesentlich die Entwicklung der Reviere bestimmen. Fragen 
der Fachkräftesicherung und -gewinnung werden in den 
kommenden Jahren für alle Regionen in Deutschland zen-
tral sein (vgl. Beiträge von Bierl et al. und Stein/Laurent in 
diesem Heft). 

Wie kann das industrielle Erbe der Reviere 
im Strukturwandel als Standortfaktor 
weiterwirken? 
Strukturwandel ging in den vergangenen Jahrzehnten meist 
mit einem Rückgang von Aktivitäten im produzierendem Ge-
werbe einher. Zugleich war er mit der Hoffnung verknüpft, 
solche Verluste durch Arbeitsplätze und Wertschöpfung im 
Dienstleistungssektor auszugleichen. In der aktuellen Dis-
kussion in den Braunkohlerevieren liegt ebenfalls viel Auf-
merksamkeit auf der Ansiedlung oder Erweiterung beispiels-
weise von Forschungs- und Bildungseinrichtungen sowie 
von Behörden. Aber auch die industrielle Basis der Regionen 
soll erhalten bleiben, wobei zugleich eine hohe Akzeptanz 
für industrielle Nutzungen und Ansiedlungen vermutet wer-
den kann. Ob es dabei – auch mit Blick auf globale Entwick-
lungen – eine Renaissance der Produktion in Deutschland 
geben wird und wo sich diese lokalisieren würde, muss sich 
noch zeigen (vgl. Beitrag von Jonas in diesem Heft). 
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Wer ganz nach dem Motto „Wir haben es schon mal ge-
konnt“ an einer solchen Perspektive der Reindustrialisierung 
festhält, für den kann die industriell geformte Lebens- und 
Arbeitswelt der Menschen jedoch auch weiterhin ein wich-
tiger Standortfaktor sein. Die Akteure im Strukturwandel 
könnten so unmittelbar an ein Erbe anknüpfen, das unge-
achtet seiner im Vergleich zu früheren Jahrzehnten gerin-
geren Bedeutung noch immer zum Selbstverständnis der 
Reviere und der dort lebenden Menschen gehört. „Industri-
elle Potenziale“ sollten also nicht verwaisen, sondern als Teil 
der Energiewende bewusst gefördert werden (vgl. Beitrag 
von Schroth/von Kietzell in diesem Heft zu regionalen Inno
vationsökosystemen im Mitteldeutschen Revier).

Warum ist die Teilhabe der Menschen vor 
Ort wichtig für eine erfolgreiche Trans
formation?
Gerade weil es unmöglich ist, regionale Pfadentwicklungen 
für die Zukunft präzise vorherzusagen, ist es umso wichti-
ger, dass im Strukturwandel ein breiter gesellschaftlicher 
Ansatz verfolgt wird. Dieser sollte zwar mit einer ökonomi-
schen Perspektive verbunden, nicht aber allein auf diese 
beschränkt sein. Die Transformation gelingt nicht, solange 
viele Menschen in den betroffenen Regionen die Energie-
wende noch immer als eine „von außen“ aufgezwungene 
Veränderung ansehen und nicht an den – auch materiellen 
– Erfolgen der Entwicklung teilhaben. Gleichzeitig dürfen 
sich ländliche Räume nicht mit einer ungleichen Belastung 
der Energiewende beispielsweise gegenüber Großstädten 
konfrontiert sehen (vgl. Beitrag von Gailing in diesem Heft). 

Die Menschen vor Ort müssen im Prozess nicht nur mitge-
nommen werden, sondern selbst die Möglichkeit haben, 
aktiv mitzugestalten und daraus eine für sie positive Ent-
wicklung zu erfahren. Dabei geht es keineswegs nur um 
die Beschäftigten der Kohlewirtschaft, die unmittelbar von 
Veränderungen ihrer Arbeitswelt betroffen sind, wie die 
bisherigen Ausführungen mit Blick auf regionale Wahrneh-
mung und Identifikation zeigen. Offenheit für transformati-
ve Prozesse kann entstehen, wenn nicht nur infrastrukturelle 
Großprojekte Veränderungen schaffen, sondern Transfor-
mation auch „von unten“ ausgeht. Das kann beispielsweise 
durch zivilgesellschaftliche Initiativen oder die Bildung von 
Solidarpakts zwischen Kommunen geschehen (vgl. Dom-
hardt/Grotheer in diesem Heft). Eine große Bedeutung 
haben daher auch weiche Standortfaktoren und soziokul-
turelle Aspekte, die dabei helfen können, neue regionale 
Identitäten jenseits der Kohle zu erzeugen und damit den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Sie sind neben 
den „Hard Facts“ der wirtschaftlichen Anpassungsprozesse 
nicht zu unterschätzen (vgl. Noack in diesem Heft).

Wie rücken ökologische Fragen im Prozess 
wieder verstärkt in den Fokus?
Die Rekultivierung ehemaliger Tagebauflächen ist ein zwei-
fellos ganz entscheidender Aspekt der Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, aber eben auch der Sicherung öko-
logischer Belange für die Zukunftsgestaltung der Reviere. 
Diese Aufgabe ist keineswegs neu (vgl. Koch/Zaspel-Heisters 
in diesem Heft). Das in den vergangenen Jahrzehnten mit 
vorrangig öffentlichen Mitteln Erreichte kann sich sehen 
und inzwischen auch vielfältig erleben lassen. Dabei han-
delt es sich zweifellos um eine Erfolgsgeschichte, die auf 
Grundlage planerischer Maßnahmen und der entsprechen-
den finanziellen Rückstellungen der Energieunternehmen 
eine Fortsetzung finden wird. Diesbezüglich ist im Übrigen 
zu bedenken, dass ein möglicher früherer Ausstieg aus der 
Kohleverstromung Anpassungen der Planung der bisher 
für den Abbau vorgesehenen Flächen bedarf. Er würde sich 
auf Massenbewegungen und Rekultivierungsmaßnahmen, 
einschließlich Lage, Größe und Flutung von Tagebaurestlö-
chern, auswirken. Das Ende des Bergbaus hat ohnehin er-
hebliche Implikationen für den regionalen Wasserhaushalt, 
wobei die bisherigen Planungen und Konzepte auch durch 
die Folgen des Klimawandels neu zu bewerten sind. 

Davon abgesehen scheinen Fragen der ökologischen Nach-
haltigkeit oft nur randständige Bedeutung im Diskurs um 
den Strukturwandel und bei der Auswahl von Maßnah-
men zu haben. Dabei ließe sich gerade mit dem Ziel einer 
auf starker Nachhaltigkeit fußenden Entwicklungsrichtung 
der Modellcharakter der Transformation der Reviere un-
terstreichen. Man denke etwa an die Förderung regionaler 
Wirtschaftskreisläufe oder die besondere Ausrichtung auf 
Ansiedlungen einer Green Economy, aber auch an die nach-
haltige Flächennutzung bei der Weiterentwicklung von Be-
triebsstandorten der bisherigen Kohlewirtschaft. Dass sich 
Befürworter der Energiewende und die Wirtschaft heutzuta-
ge nicht mehr als Gegenparts argwöhnisch gegenüberste-
hen, sondern durchaus neue Koalitionen gebildet werden, 
zeigt das Interview mit Ingold/Brugger in dieser Ausgabe. 
In diesem Sinne wäre auch das gezielte Zusammenspiel von 
innovativer Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung vor Ort 
als ein Erfolgsfaktor der Energiewende zu betrachten (vgl. 
Beitrag von Cziesla et al. in diesem Heft).

Warum sollte sich die Raumordnung stär-
ker in den regionalen Wandel einbringen?
Das Instrumentarium des Strukturwandels in den Braun-
kohleregionen beruhte von Anfang an auf einer starken fi-
nanziellen Komponente. Diese sollte Verluste ausgleichen 
und als Grundlage dafür dienen, notwendige Veränderun-
gen umzusetzen. Die Vergabemechanismen bezüglich der 
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Fördermittel und der hohe mit dem Ziel des Klimaschutzes 
verbundene Zeitdruck werden dabei dem Wesen der Raum
ordnung nur bedingt gerecht. Sie ist langfristig orientiert, 
berücksichtigt Interessen aller Beteiligten angemessen und 
beruht auf dem Gegenstromprinzip. So verwundert es nicht, 
dass Landes- und Regionalplanung seltsam still im aktuellen 
Strukturwandel erscheinen. Dabei wäre die Rolle der Raum-
ordnung doch prädestiniert für eine koordinierte und gut 
moderierte Vorgehensweise, für den Ausgleich zwischen 
den berechtigten, aber oft kleinteiligen kommunalen Inte-
ressen einerseits und zentralen Fragen der überörtlichen 
Entwicklung andererseits. Sie wäre wie geschaffen für die 
sinnfällige räumliche Integration von Neuansiedlungen, für 
ein gezieltes Flächenmanagement auf den sich wandelnden 
Betriebsstandorten oder für die Sicherung und Bereitstel-

lung von Experimentierräumen (vgl. die umfassenden Be-
trachtungen von Koch/Zaspel-Heisters in diesem Heft). 

Gewiss, viele Fragen werden aktiv verfolgt, doch nicht über-
all sind die Vertreterinnen und Vertreter von Landes- und Re-
gionalplanung umfassend am Prozess des Strukturwandels 
beteiligt. Dabei zeigt sich schon jetzt, dass ein rationaler 
und an den Zielen der Raumordnung ausgerichteter Einsatz 
strukturpolitischer Förderinstrumente nur gelingen kann, 
wenn die Debatte um die Ziele der Regionen und um die 
„richtigen“ Maßnahmen nicht bereits als abgeschlossen gilt. 
Sie sollte unter Beteiligung möglichst vieler Akteure weiter-
geführt werden. Das ist eine Aufgabe gerade der Landes- 
und Regionalplanung, die daher bewusst eine stärkere Rolle 
im Strukturwandel erhalten sollte.

Raumpaten für den Strukturwandel in den Braunkohlerevieren

Das Kompetenzzentrum Regionalentwicklung des BBSR 
wird sich – gemeinsam mit seinen Partnern in Wissenschaft 
und Praxis – den genannten Fragen und weiteren Herausfor-
derungen des Strukturwandels in den Braunkohlerevieren 
widmen. Dabei wird es eine inter- und transdisziplinäre Ar-
beitsweise verfolgen, die regionale und länderübergreifende 
Zusammenarbeit als neutraler Akteur fördern und bei Be-
darf integrierend, koordinierend und moderierend wirken. 
Die Zielsetzung und Ausrichtung des Zentrums erlaubt eine 
langfristige wissenschaftliche Begleitung des Strukturwan-
dels und die praxisnahe Unterstützung vor allem lokaler und 
regionaler Akteure.

Eine Einrichtung wie das BBSR, die sich im Spannungsfeld 
aus staatlicher Strukturpolitik, Interessen der Wirtschaft, 
kommunalen Anliegen und zivilgesellschaftlichem En-
gagement bewegt, muss dabei in vielerlei Hinsicht sensi-
bel agieren. Das betrifft die vielfältigen Wechselwirkungen 
etwa zwischen Stadt und Land, transformationsaffinen und 
strukturkonservativen Kräften, lebendiger Zivilgesellschaft 
und aufkommendem Populismus, großzügiger Förderung 
und notwendiger Eigeninitiative oder lokaler Selbstermäch-
tigung und Fremdbestimmung. Sie haben den Diskurs um 
den Strukturwandel als Ausdruck alter und neuer Spaltungs-
tendenzen in der Gesellschaft bisher sichtbar geprägt. Erst 
wenn sich Strukturpolitik und -förderung als Vermittler ganz 
unterschiedlicher Lebenswirklichkeiten und Sichtweisen be-
greift, wird sie nicht zuletzt auch ihrer eigenen Rolle in den 
vom Strukturwandel betroffenen Regionen – effizient und 
wirkungsvoll Unterstützung zu leisten – in vollem Umfang 

gerecht. Zugleich darf sie dabei das übergeordnete Ziel des 
Strukturwandels nicht aus den Augen verlieren, Zukunfts-
perspektiven durch eine nachhaltige Regionalentwicklung 
zu schaffen.

In diesem Sinne wird es – neben den bereits genannten 
Charakteristika der Arbeitsweise – auf die folgenden Fak-
toren ankommen, damit das Kompetenzzentrum Regional-
entwicklung einen aktiven, hilfreichen und erfolgreichen 
Beitrag zum Strukturwandel leisten kann:

	■ Das BBSR muss sich frühzeitig nicht nur mit den politi-
schen, sondern vor allem mit den wirtschaftlichen, zivil-
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Akteuren des 
Strukturwandels vernetzen und eine langfristig angeleg-
te, vertrauensvolle Zusammenarbeit anstreben.

	■ Über die Analyse von Entscheidungs- und Beteiligungs-
prozessen gilt es, Schlüsselfaktoren für den Erfolg oder 
Misserfolg nachhaltiger regionaler Entwicklungspfade zu 
untersuchen und daraus Empfehlungen für Strukturpoli-
tik und Raumentwicklungsförderung abzuleiten. 

	■ Ein Fokus der Arbeiten muss auf die besonders vom 
Strukturwandel betroffenen Teilregionen sowie die noch 
unmittelbar durch die Kohlewirtschaft gekennzeichneten 
Kommunen gerichtet sein, ohne dabei gesamtregionale 
Zusammenhänge aus dem Blick zu verlieren. 
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Leitmotiv einer nachhaltigen Raumentwicklung sollen aus-
gewählte Teilregionen innerhalb der Braunkohlereviere, 
die eine besondere Strukturschwäche oder Entwicklungs-
herausforderungen aufweisen, durch einen gezielten For-
schungs-, Fördermittel- und Personaleinsatz unterstützt 
werden. Raumpatinnen und Raumpaten des BBSR werden 
hierfür gemeinsam mit den lokalen Akteuren geeignete 
Projekte, die durch (Ressortforschungs-)Mittel des Bundes 
unterlegt sind, entwickeln und wo möglich auch gemein-
sam umsetzen. Diese Begleitung ist langfristig angelegt und 
soll damit Möglichkeiten, aber auch Grenzen einer gezielten 
Strukturpolitik ermitteln und daraus Empfehlungen für das 
bundes- und landespolitische Instrumentarium der Regio-
nalentwicklung ableiten. 

Die Förderung des Strukturwandels in den Braunkohlere-
gionen ist Ausdruck eines umfassenden gesellschaftlichen 
und politischen Handelns zur Umsetzung der Energiewende 
in Deutschland, aber auch zur Verringerung von regionalen 
Struktur- und Entwicklungsunterschieden – und damit zur 
Herstellung von gleichwertigen Lebensverhältnissen und 
Daseinsvorsorge in den Revieren. Der hohe, mit dem Kli-
maschutz verbundene zeitliche Druck erfordert, dass sich 
Entwicklungen, die sonst eher langfristig ablaufen würden 
oder inkrementeller Natur wären, im Zeitraffertempo vollzie-
hen. Dabei steht fest, dass der Strukturwandel in den „Mo-
dellregionen“ ein Erfolg werden muss – nicht nur politisch 
und volkswirtschaftlich, sondern vor allem für die Menschen 
in den Revieren. Vom Fördermittelnehmer zum Ideengeber 
nachhaltiger Entwicklung auch für andere Regionen zu wer-
den, wäre zweifellos eine Erfolgsgeschichte, die die Reviere 
und die dort lebenden Menschen in ihrem Selbstverständnis 
stärken und damit ihre Zukunftsperspektiven erheblich stei-
gern würde.

	■ Hinsichtlich der Neuansiedlung von Forschungseinrich-
tungen und Behörden kann das BBSR – gemeinsam mit 
Kommunen und Regionalplanung – zur Integration in 
lokale und regionale Strukturen beitragen, damit diese 
Einrichtungen nicht als „Fremdkörper“ erscheinen.

	■ Wissenschaftliche Argumente und relevante Maßnahmen 
vor Ort sollen genutzt werden, um die Akzeptanz für 
den Strukturwandel (und auch für die zugrundeliegende 
Energiewende) bei den Menschen in den Regionen zu 
steigern.

	■ Die mit dem Strukturwandel beauftragten Stellen der 
betroffenen Bundesländer und die regionalen Akteure 
werden kaum Kapazitäten haben, um den Austausch zwi-
schen den Revieren zu fördern. Hierfür kann das BBSR ein 
geeigneter, neutraler Partner sein.

	■ Das Vorgehen in Deutschland wird auch aus dem Aus-
land interessiert beobachtet. Der Erfahrungsaustausch 
vor allem mit den ebenfalls von der Braunkohlewirtschaft 
geprägten Nachbarstaaten Polen und Tschechien gehört 
daher zum festen Aufgabenkanon des BBSR. 

Für all diese Punkte bedarf es eines agilen Vorgehens der 
raumbezogenen Ressortforschung, das nicht nur anwen-
dungsbezogen, sondern auch transdisziplinär ausgerichtet 
ist. Es sollte in erster Linie nicht vom Schreibtisch aus, son-
dern als Teil des Geschehens gemeinsam mit den Akteuren 
vor Ort erfolgen.

Für dieses Vorgehen steht in besonderer Weise der Ansatz 
der Raumpatinnen und Raumpaten, den das BBSR-Referat 
„Regionale Strukturpolitik, Raumentwicklungsförderung“ 
weiter ausformen und implementieren wird. Unter dem 
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